
Verordnung zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
in der Gemeinde Algermissen 

 
 

- Gefahrenabwehrverordnung – 
 
Aufgrund der §§ 1 und 55 Abs. 1 des Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung (Nds. SOG) in der Fassung vom 19. Januar 2005 (Nds. GVBl. S. 10), zuletzt geändert durch 
Art. 2, § 6  des Gesetzes vom 12.11.2015 (Nds. GVBl. S. 307) in Verbindung mit § 58 Abs. 1 Nr.5 des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.01.2010 (Nds. GVBl. S. 576) 
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 26.10.2016 (Nds. GVBl. S. 226)  , hat der Rat der 
Gemeinde Algermissen in seiner Sitzung am 21.06.2017 folgende Verordnung beschlossen: 

 
§ 1 

Geltungsbereich 
 
Diese Verordnung gilt im Gebiet der Gemeinde Algermissen. 
 
 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 
(1)  Öffentliche Verkehrsflächen: 
 
Alle Straßen, Fahrbahnen, Wege, Plätze (Markt- und Parkplätze), Brücken, Durchfahrten, 
Durchgänge, Tunnel (Über- und Unterführungen), Geh- und Radwege, Fahrradabstellplätze,  
Fußgängerzonen, Treppen, Hauszugangswege und –durchgänge, Rinnsteine, Regenwasser-einläufe, 
Dämme, Böschungen, Stütz-mauern, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, Verkehrsinseln 
oder sonstige Flächen, ohne Rücksicht auf ihren Ausbauzustand, soweit sie für den öffentlichen 
Verkehrs benutzt werden; dies gilt auch, wenn sie in öffentlichen Anlagen liegen oder im 
Privateigentum stehen. 
 
(2)  Öffentliche Anlagen: 
 
Alle der Öffentlichkeit zur Verfügung stehenden oder allgemein zugänglichen Park- und Grünanlagen, 
Grillplätze, Erholungsanlagen, Gewässer- und Uferanlagen, Badeanlagen, Friedhöfe, Schulhöfe, 
Bedürfnisanlagen, Spiel-, Bolz- und Sportplätze, Bushaltestellen und Buswartehäuschen, Denkmäler 
und unter Denkmalschutz stehende Baulichkeiten, Kunstgegenstände, Standbilder und Plastiken, 
auch dann, wenn für das Betreten oder die Benutzung Gebühren oder Eintrittsgelder erhoben 
werden und ohne Rücksicht auf Eigentumsverhältnisse. 
 
 

§ 3 
Schutz der Verkehrsflächen und Anlagen 

 
(1) Es ist verboten 

a. Straßenlaternen, Straßennamenschilder, Verkehrszeichen, Lichtmasten, Masten der 
Fernmeldeeinrichtungen, Feuermelder, Notrufanlagen, Brunnen, Bäume, 
Kabelverteilungsschränke, sowie sonstige Anlagen und Bauwerke, die der Wasser- 
und Energieversorgung und dem Fernmeldewesen dienen, zu erklettern, sowie 
Sperrvorrichtungen zu überwinden. 

 
b. Hydranten und Schacht-deckel zu verdecken, Einläufe und Abdeckungen von 

Versorgungsanlagen und Kanälen in Straßen und Anlagen zu verstopfen, zu 
verunreinigen oder unbefugt zu öffnen. 



 
(2) Eiszapfen an Gebäudeteilen, Schneeüberhänge und auf Dächern liegende Schneemassen, die 

eine Gefahr für Personen oder Sachen im öffentlichen Verkehrsraum  bilden, sind zu 
entfernen. 

 
(3) Die auf Straßen überhängenden, lebenden Äste und Zweige von Bäumen und Sträuchern 

müssen über Geh- und Radwege bis zu einer Höhe von 2,50 m und über Fahrbahnen und 
Parkspuren bis zu einer Höhe von 4,50 m beseitigt werden. Überhängende trockene Äste und 
Zweige sind vollständig zu entfernen. 

 
(4) Öffentliche Anlagen dürfen nur entsprechend ihrer Zweckbestimmung genutzt werden. 
 
(5) Jeder hat sich in öffentlichen Anlagen so zu verhalten, dass andere Personen dadurch weder 

gefährdet, belästigt, beeinträchtigt oder behindert werden. 
 
(6) Es ist insbesondere verboten, in öffentlichen Anlagen und Straßenbegleitgrün 
 - ein offenes Feuer anzuzünden, 
 - zu übernachten, 

- nicht frei gegebene Flächen zu betreten, 
- Kraftfahrzeuge aller Art, Anhänger und Wohnwagen (Wohnmobile) abzustellen, zu parken 
oder zu führen. 

 
§ 4 

Plakatwerbung 
 

(1) Als Plakatwerbung gilt jeder Hinweis auf Personen, Veranstaltungen und Gegenstände, der 
öffentlich sichtbar angebracht wird und nicht dem Bau- oder Straßenrecht unterliegt. 

 
(2) Das Abringen von Plakaten, Schildern und Tafeln an Verteilerkästen, Masten, 

Hinweisschildern, Warnschildern, Brücken, Gebäuden und Bäumen ist verboten. 
 
(3) Es ist verboten, öffentliche Papierkörbe, Bänke und Anlagen (i. S. v. § 2 Abs. 2) zu 

beschmieren, besprühen, bemalen oder zu bekleben. 
 

 
§ 5 

Hausnummern 
 
(1) Die nach § 126 Absatz 3 des Baugesetzbuches (BauGB) zur Nummerierung verpflichteten 

Grundstückseigentümerinnen und Grundstückseigentümer und die  ihnen gleichgestellten 
dinglich Berechtigten (z.B. Erbbauberichtigte) haben ihre Grundstücke mit der von der 
Gemeinde zugewiesenen Hausnummer zu versehen. 

 
(2) Die Hausnummern müssen sich deutlich vom Hintergrund abheben. Es sind beschriftete 

Schilder, erhabene Ziffern oder Hausnummerleuchten zu verwenden. Die Nummernschilder 
müssen mindestens 10 x 10 cm groß und die Ziffern mindestens  

 7 cm hoch sein. 
 
(3) Die Hausnummer ist an der Straßenseite des Hauptgebäudes über oder unmittelbar neben 

dem Hauseingang (Haupteingang) deutlich sichtbar in einer Höhe von 2 m bis  2,50 m 
anzubringen und darf nicht durch Bewuchs oder Vorbauten verdeckt sein. 

 
(4) Befindet sich der Hauseingang an der Seite oder an der Rückseite des Gebäudes, so muss die 

Hausnummer an der Vorderseite des Gebäudes und zwar unmittelbar an der dem 
Hauseingang nächstliegenden Ecke des Grundstücks angebracht werden. Liegt das 
Hauptgebäude mehr als 10 m hinter der Grundstücksgrenze und ist das Gebäude durch eine 



Einfriedung von der Straße abgeschlossen, so ist die  Hausnummer auch am 
Grundstückseingang anzubringen. 

 
(5) Bei der Änderung von Hausnummern sind die Eigentümerinnen und Eigentümer der 

betroffenen Grundstücke verpflichtet, die neuen Hausnummern entsprechend den 
Vorschriften des Absatzes (1) bis (4) anzubringen.  
 
Das alte Nummernschild ist durchzustreichen, so dass die Nummer lesbar bleibt. Nach Ablauf 
von einem Jahr ist das alte Nummernschild zu entfernen. 

 
(6) Die Kosten für alle Maßnahmen der Absätze (1) bis (5) tragen die nach § 126 Abs. 3 BauGB 

verpflichteten Personen. 
 
 

§ 6 
Tiere 

 
(1) Hundehalterinnen und Hundehalter oder die mit der Führung oder Beaufsichtigung von 

Hunden Beauftragten sind verpflichtet zu verhüten, dass ihr Tier 
 
 a. unbeaufsichtigt herumläuft, 

b. Personen oder Tiere gefährdend anspringt oder anfällt. 
 
(2) In öffentlichen Anlagen sowie bei öffentlichen Veranstaltungen sind Hunde an der Leine zu 

führen. 
 
(3) Auf öffentlich zugänglichen Kinderspielplätzen, Bolzplätzen, Sportanlagen, Schulhöfen, 

Friedhöfen sowie in öffentlich zugänglichen Anlagen von Kindertagesstätten  dürfen Hunde 
nicht mitgenommen werden. Das Mitnahmeverbot gilt nicht für Blindenführ- und 
Therapiehunde. 

 
(4) Die verantwortliche Person im Sinne von Absatz 1 muss körperlich und geistig willens und in 

der Lage sein, den Hund auf öffentlichen Verkehrsflächen und in öffentlichen Anlagen sicher 
zu führen. Sicher geführt wird ein Hund, wenn Gefahren im Sinne von Absatz 1, Buchstabe b, 
wirksam verhindert werden können. 

 
 (5) Die Hundehaltung hat so zu erfolgen, dass das Tier sicher untergebracht ist und auch im 

Wohnhaus oder in der Privatwohnung von Unbefugten nicht freigelassen werden kann. 
 

Private Grundstücke, auf denen eigene Hunde unangeleint und unbeaufsichtigt  
umherlaufen, müssen ausbruchsicher und so beschaffen sein, dass Unbefugte sie nicht 
betreten und die betreffenden Hunde sie nicht verlassen können. 

 
  (6)     Bissige Hunde dürfen über das für alle Hunde geltende Mitnahmeverbot des Abs. 3 hinaus 

auch auf öffentlich zugängliche Veranstaltungen unter freiem Himmel wie Versammlungen, 
Aufzüge, Volksfeste und Märkte nicht mitgenommen werden. 
 
Ein bissiger Hund, dessen Gefährlichkeit im Einzelfall nicht oder noch nicht durch den 
Landkreis nach § 7 (1) NHundG festgestellt worden ist, darf auf öffentlichen Verkehrsflächen 
und in öffentlichen Anlagen nur angeleint und mit einem Maulkorb versehen von einer 
geeigneten Person im Sinne von Abs. 4 so geführt werden, dass Gefahren im Sinne von Abs. 1 
Buchstabe b.  sicher verhütet werden können. Ein bissiger Hund ist stets allein, nicht mit 
anderen Hunden gemeinsam, zu führen. 
 
Bissig ist ein Hund, der bereits einmal Menschen durch einen Biss erhebliche Verletzungen 
zugefügt hat. Verletzungen sind erheblich, wenn eine ärztliche Behandlung erforderlich war. 



Bissig ist ein Hund auch, wenn er einen anderen Hund  gebissen und verletzt hat, ohne von 
diesem selbst angegriffen worden zu sein oder, wenn er einen anderen Hund trotz dessen 
erkennbarer artüblicher Unterwerfungsgestik gebissen hat. 
 
Der Anleinpflicht ist Genüge getan, wenn der Hund an einer höchstens zwei Meter langen 
Leine geführt wird, die so stark und so befestigt ist, dass der Hund sich hiervon nicht alleine 
lösen kann. Der Maulkorb muss so angelegt und so beschaffen sein, dass ein Abstreifen oder 
Beißen durch den Hund sicher verhindert wird. 
 
Die Vorschriften über die Erlaubnispflicht für gefährliche Hunde nach dem NHundG  und 
das Recht des Landkreises für die daran anknüpfenden Rechtsfolgen, ergänzende oder 
abweichende Einzelfallmaßnahmen zur Gefahrenabwehr nach Maßgabe des Nds. SOG zu 
treffen, bleiben nach § 17 Abs. 5 NHundG von den Regelungen dieses Absatzes unberührt. 
 

 
(7) Verunreinigungen durch Tiere auf Verkehrsflächen oder in Anlagen, insbesondere durch Kot, 

sind durch die Tierhalterin bzw. den Tierhalter, oder von der mit der Führung oder 
Beaufsichtigung beauftragten Person, unverzüglich zu beseitigen. 

 
Die Reinigungspflicht geht der des Anliegers vor. 

 
(8) Das Füttern von wildlebenden Tauben ist verboten. 
 
(9) Katzenhalter/innen , die ihrer Katze Zugang ins Freie gewähren, haben diese zuvor von einem 

Tierarzt kastrieren und mittels Tätowierung oder Mikrochip kennzeichnen zu lassen. Dies gilt 
nicht für weniger als fünf Monate alte Katzen. Als Katzenhalter/in im vorstehenden Sinne gilt 
auch, wer freilaufenden Katzen regelmäßig Futter zur Verfügung stellt. 

 
(10) Für die Zucht von Rassekatzen können auf Antrag Ausnahmen von der Kastrationspflicht 

zugelassen werden, sofern eine Kontrolle und Versorgung der Nachzucht glaubhaft dargelegt 
wird. 

 
§ 7 

Lärmbekämpfung 
 

(1) In der Zeit von 22.00 – 06.00 Uhr  (Nachtruhe) sind sämtliche Betätigungen verboten, die die 
Ruhe unbeteiligter Personen wesentlich stören. 

 
 
(2) Der Betrieb von motorbetriebenen Arbeitsgeräten (Säge-, Bohr- und Schleifmaschinen, 

Pumpen, u.a.) , sowie Rasenmähern und sonstiger Gartenpflegegeräten ist  
 
 a) an Sonn- und Feiertagen 

b) an Werktagen in der Zeit von 20.00 – 07.00 Uhr verboten. 
 
(3) Rundfunkempfänger, Fernseh- und Tonwiedergabegeräte sowie Musikinstrumente aller Art 

dürfen nur in einer solchen Lautstärke betrieben werden, dass sie außerhalb der eigenen 
Wohnung, außerhalb des eigenen Grundstücks oder außerhalb eines Kraftfahrzeuges 
unbeteiligte Personen  nicht stören. 

 
(4) Ausgenommen von den Regelungen des § 7 sind unaufschiebbare geräuschintensive 

Arbeiten, die zur Beseitigung einer Gefahr für höherwertige Rechtsgüter dienen . Die in Abs. 
1 und 2 aufgeführten Einschränkungen gelten nicht für landwirtschaftliche oder gewerbliche 
Betriebe sowie für Arbeiten, die im öffentlichen Interesse durchgeführt werden. 

 
 



§ 8 
Offene Feuer im Freien 

 
(1) Das Anlegen und Unterhalten von offenen Feuern im Freien zur Brauchtumspflege 

(Osterfeuer und Erntefeuer) sowie von Lagerfeuern bedürfen der Erlaubnis durch die 
Gemeinde. Diese Erlaubnis ersetzt nicht die Zustimmung des Verfügungsberechtigten des 
Grundstücks, auf dem das jeweilige Feuer abgebrannt werden soll. Weitergehende 
gesetzliche Regelungen zum Abbrennen offener Feuer bleiben von dieser Regelung 
unberührt. 
 

(2) Erlaubnisse nach Absatz 1 können mit Auflagen versehen und jederzeit  widerrufen werden. 
 
(3) Von der Erlaubnispflicht ausgenommen sind offene Feuer in handelsüblichen Feuerkörben 

und Feuerschalen, soweit der Durchmesser oder die Diagonale an der breitesten Stelle bis 
100 cm beträgt und diese auf einem nicht brennbaren Untergrund betrieben werden. 
Geeignete Löschmittel sind beim Betrieb vorzuhalten. Der Betrieb von ortsfesten Gartengrills 
und ortsbeweglichen Gartengrills auf Privatgrundstücken ist ebenfalls nicht erlaubnispflichtig. 

 
 

§ 9 
Sauberkeit auf öffentlichen Verkehrsflächen und in öffentlichen Anlagen  

 
(1) Das Verunreinigen von  öffentlichen Verkehrsflächen und  öffentlichen Anlagen ist verboten. 

Es ist untersagt, Abfälle nach § 3 (1) des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes (KrW-
/AbfG), insbesondere Papier- und Obstreste sowie andere Abfälle (z.B.: Kaugummi, 
Zigaretten, Zigarettenschachteln, Dosen und Flaschen sowie sonstige Verpackungsmittel) 
wegzuwerfen oder liegen  zu lassen, ohne dafür vorgesehene Abfallbehältnisse zu benutzen. 

 
(2) Das Abstellen von Abfällen zur  Verwertung oder Abfällen zur Beseitigung außerhalb von  

(überfüllten) Abfall- oder Wertstoffbehältern ist verboten. 
 
(3) Wer Werbematerialien (Zeitschriften, Prospekte, Flugblätter oder Sonstiges) verteilt, ist 

verpflichtet, eine damit zusammenhängende Verunreinigung öffentlicher Verkehrsflächen 
und Anlagen sofort zu beseitigen.  

 
(4) Wer Waren zum sofortigen Verzehr verkauft, muss eine ausreichende Anzahl von 

Abfallbehältern aufstellen und rechtzeitig entleeren. 
 
 

§ 10 
Ausnahmen 

 
Die Gemeinde kann von den Geboten und den Verboten dieser Verordnung Ausnahmen 
zulassen. 

 
 

§ 11 
Ordnungswidrigkeiten, Geldbußen, Verwarnungsgelder  

 
(1) Ordnungswidrig gemäß § 59 Abs. 1 Nds. SOG handelt, wer vorsätzlich oder  fahrlässig 

gegen ein Gebot oder Verbot gemäß 
 

1. Schutz der Verkehrsflächen und öffentlichen Anlagen nach § 3 
 2. Plakatwerbung nach § 4 
 3. Hausnummern nach § 5 
 4. Tiere nach § 6 



 5. Lärmbekämpfung nach § 7 
 6. Verunreinigungen nach § 9  
 

dieser Verordnung zuwider handelt oder ohne Erlaubnis ein Feuer nach § 8 unterhält. 
 
(2) Wird die Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße geahndet, richtet sich die Höhe nach  § 59 

Abs. 2 Nds. SOG, soweit sie nicht nach Bundes- oder Landesrecht mit Strafen  oder 
Geldbußen bedroht sind. Die Bußgeldhöhe kann bis zu 5.000,-- € betragen. 

 
 

 
§ 12 

Geltungsdauer 
 
Diese Verordnung tritt spätestens 10 Jahre nach ihrem Inkrafttreten außer Kraft, soweit sie nicht 
vorher durch eine andere Gefahrenabwehrverordnung ersetzt wird. 
 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündigung in Kraft. 
 
Gleichzeitig tritt die „Verordnung zum Schutz der öffentlichen Sicherheit in der Gemeinde 
Algermissen“ vom 02.07.2007 außer Kraft. 
 
 
Algermissen, 21.06.2017 
 
Gemeinde Algermissen 
Der Bürgermeister 

 
Moegerle 


